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(Übersetzung)

Internationale Konvention . 
über wirtschaftliche, soziale und kulturelle Rechte

In Anbetracht dessen, daß gemäß den in der Charta der 
Vereinten Nationen proklamierten Grundsätzen die Anerken­
nung der allen Mitgliedern der menschlichen Familie inne­
wohnenden Würde und ihrer gleichen unveräußerlichen 
Rechte die Grundlage der Freiheit, der Gerechtigkeit und des 
Friedens in der Welt bildet,

in der Erkenntnis, daß sich diese Rechte aus der den Men­
schen innewohnenden Würde herleiten,

in der Erkenntnis, daß im Einklang mit der Allgemeinen 
Erklärung der Menschenrechte das Ideal freier Menschen, die 
frei von Furcht und Not sind, nur erreicht werden kann, wenn 
Verhältnisse geschaffen werden, unter denen jeder seine wirt­
schaftlichen, sozialen und kulturellen Rechte sowie seine 
zivilen Rechte und politischen Rechte genießen kann,

in Anbetracht dessen, daß die Staaten nach der Charta der 
Vereinten Nationen verpflichtet sind, die allseitige Achtung 
und Wahrung der Menschenrechte und Freiheiten zu fördern,

in der Auffassung, daß der einzelne Pflichten gegenüber 
anderen und der Gemeinschaft hat, der er angehört, und ver­
pflichtet ist, sich für die Förderung und Wahrung der in dieser 
Konvention anerkannten Rechte einzusetzen, kommen die 
Teilnehmerstaaten dieser Konvention über folgende Artikel 
überein:

Teil I 

Artikel 1

1. Alle Völker haben das Recht auf Selbstbestimmung. Auf­
grund dieses Rechts bestimmen sie frei ihren politischen 
Status und betreiben frei ihre wirtschaftliche, soziale und 
kulturelle Entwicklung.

2. Alle Völker können in ihrem eigenen Interesse unbescha­
det aller Verpflichtungen, die sich aus der internationalen 
wirtschaftlichen Zusammenarbeit ergeben und die auf 
dem Prinzip des gegenseitigen Nutzens und dem Völker­
recht beruhen, über ihre Naturreichtümer und Hilfsmittel 
frei verfügen. In keinem Falle darf ein Volk seiner eige­
nen Existenzmittel beraubt werden.

3. Die Teilnehmerstaaten dieser Konvention einschließlich 
solcher, die für die Verwaltung von sich nicht selbst regie­
renden Gebieten und von Treuhandgebieten verantwort­
lich sind, sollen, im Einklang mit den Bestimmungen det 
Charta der Vereinten Nationen, die Verwirklichung des 
Rechts auf Selbstbestimmung fördern und dieses Recht 
achten.

Teil III
Artikel 2

1. Jeder Teilnehmerstaat dieser Konvention verpflichtet sich, 
einzeln sowie durch internationale Hilfe und Zusammen­
arbeit, insbesondere auf wirtschaftlichem und technischem 
Gebiet, mit allen ihm zur Verfügung stehenden Kräften 
Schritte zu' unternehmen, um nach und nach die’ volle 
Verwirklichung der in dieser Konvention anerkannten 
Rechte mit allen geeigneten Mitteln, vornehmlich gesetz­
geberischer Maßnahmen, zu erreichen..

2. Die Teilnehmerstaaten dieser Konvention verpflichten 
sich zu gewährleisten, daß die in dieser Konvention ver­
kündeten Rechte ohne jegliche Diskriminierung aus Grün­
den der Rasse, der Hautfarbe, des Geschlechts, der 
Sprache, der Religion, der politischen oder sonstigen Über­
zeugung, der nationalen oder sozialen Herkunft, des 
Eigentums, der Geburt oder sonstiger Umstände ausgeübt 
werden können.

3. Entwicklungsländer können unter Beachtung der Men­
schenrechte und ihrer nationalen Wirtschaft bestimmen,

in welchem Umfange sie die in dieser Konvention aner­
kannten wirtschaftlichen Rechte Ausländern gewähren.

Artikel 3

Die Teilnehmerstaaten dieser Konvention verpflichten sich, 
die Gleichberechtigung von Mann und Frau hinsichtlich aller 
in dieser Konvention niedergelegten wirtschaftlichen, sozialen 
und kulturellen Rechte zu gewährleisten.

Artikel 4
Die Teilnehmerstaaten dieser Konvention erkennen an, daß 

der Staat die Ausübung aller der von ihm in Übereinstimmung 
mit dieser Konvention festgesetzten Rechte nur im Rahmen 
der Gesetze und nur insoweit beschränken darf, als dies mit 
der Natur dieser Rechte zu vereinbaren ist, und einzig zu dem 
Zweck, das Gemeinwohl in einer demokratischen Gesellschaft 
zu fördern.

Artikel 5

1. Nichts in dieser Konvention darf so ausgelegt werden, 
daß sich daraus für einen Staat, eine Gruppe oder eine 
Person irgendein Recht ergibt, eine Tätigkeit auszuüben 
oder eine Handlung auszuführen, die auf die Vernichtung 
der in dieser Konvention anerkannten Rechte oder Frei­
heiten oder auf ihre Beschränkung in einem größeren als 
dem in dieser Konvention vorgesehenen Ausmaß abzielt.

2. Grundlegende Menschenrechte, die in einem Land auf­
grund von Gesetzen, Verträgen, Bestimmungen oder Ge­
wohnheiten anerkannt sind oder existieren, dürfen nicht 
unter dem Vorwand, daß die vorhegende Konvention 
diese Rechte nicht oder in einem geringeren Ausmaß an­
erkennt, beschränkt oder aufgehoben werden.

Teil III
Artikel 6

1. Die Teilnehmerstaaten dieser Konvention erkennen das 
Recht auf Arbeit an, da das Recht eines jeden auch die 
Möglichkeit einschließt, seinen Lebensunterhalt durch frei 
von ihm gewählte oder angenommene Arbeit zu ver­
dienen. Sie werden geeignete Schritte unternehmen, um 
dieses Recht zu gewährleisten.

2, Die von den Teilnehmerstaaten dieser Konvention zur 
vollen Verwirklichung dieses Rechts zu unternehmenden 
Schritte sollen technische, Berufslenkungs- und Ausbil­
dungsprogramme sowie politische und technische Maß­
nahmen umfassen, um eine stetige wirtschaftliche, soziale 
und kulturelle Entwicklung und eine produktive Voll­
beschäftigung unter Bedingungen zu erreichen, die die 
grundlegenden politischen und wirtschaftlichen Freiheiten 
des einzelnen sicherstellen.

Artikel 7
Die Teilnehmerstaaten dieser Konvention erkennen das 

Recht eines jeden auf gerechte und günstige Arbeitsbedingun­
gen an; darunter besonders auf:

a) eine Entlohnung, die allen Arbeitern mindestens fol­
gendes bietet:
(i) angemessene Löhne und gleiche Entlohnung für 

gleichwertige Arbeit ohne jeden Unterschied; insbe­
sondere sind den Frauen Arbeitsbedingungen zu ga­
rantieren, die nicht schlechter als die der Männer 
sind, mit gleichem Lohn für gleiche Arbeit; und 

(ii) einen annehmbaren Lebensstandard für sie und ihre 
Familien entsprechend den Bestimmungen dieser Kon­
vention ;

b) sichere und gesunde Arbeitsbedingungen;
c) gleiche Möglichkeiten für jeden, in seiner Tätigkeit eine 

angemessene höhere Stellung zu erlangen, wobei keine 
andere Erwägung als das Dienstalter und die Befähigung 
eine Rolle spielen dürfen;


